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Editorial  
 

Hat der Staat mit dem „Enteignungsgesetz“ den Rubikon überschritten? „Alea iacta 
est“, die Würfel sind geworfen – noch nicht gefallen, man kann noch zurück. Aber 
auch Cäsar kehrte nicht um, er stellte die Systemfrage! Es gab frühzeitig eine Viel-
zahl ordnungsökonomisch verträglicher Vorschläge, beispielsweise einer „chirurgi-
schen Abspaltung mit strategischer Insolvenz“ aus dem IWH, wie das Problem 
Hypo Real Estate (HRE) bewältigt werden könnte, die auch in Berlin weiterentwi-
ckelt wurden. Aber die drastische Sicht der Dinge hat sich durchgesetzt.      

Wichtigste gegenwärtige Aufgabe wird es sein, künftige Übertreibungen beim Ein-
griff in die Marktkräfte – der Staat kann und darf alles – einzudämmen. Denn die 
Herausforderungen werden noch wachsen: Bleibt die bisherige Geldpolitik weit-
gehend unwirksam, dann wird sich die Frage nach dem Einsatz unkonventioneller 
Instrumente stellen, die im angelsächsischen Bereich bereits genutzt werden. Falls 
Staaten in Schieflage gerieten, müssten Summen bewegt werden, die ein Mehrfa-
ches der Anstrengung zur Rettung der HRE betragen.  

Wenn marktwirtschaftliche Ordnungen mit der Gesellschaftsordnung über ihre 
Wertebasis verschränkt sind, dann muss man sich auch Sorgen um die gesellschaft-
liche Entwicklung der in Not geratenen Länder vor allem im europäischen Raum  
– teils EU- und Euro-Mitglied, teils außerhalb – machen. Auch die starken Länder sind 
Auslöser der für die Krise ursächlichen fundamentalen Ungleichgewichte zwischen 
Ersparnis und Verschuldung sowie Leistungsbilanzüberschüssen und -defiziten; 
Länder wie Deutschland müssen ein zentrales Interesse haben, jene Länder gesell-
schaftspolitisch und wirtschaftlich zu stabilisieren. Dies beginnt bei den östlichen 
EU-Reformstaaten, betrifft aber insbesondere Russland. Denn Rohstoffpreisverfall 
und Rubelabwertung stellen das gesamte politische und wirtschaftliche Entwick-
lungskonzept in Frage: Die Rohstoffpreis- und Rubelhausse führte auch angesichts 
des weitgehend veralteten Kapitalstocks zur beschleunigten Des-Industrialisierung. 
Heute fehlt die Eigenproduktion – und viele bestellte neue Anlagen sind derzeit 
unbezahlbar. Sie sind aber unverzichtbar, um die industrielle Basis zu verbreitern 
und das Land zu modernisieren. Bereits ein Drittel der Währungsreserven und der 
Mittel im Aufbaufonds sind abgeschmolzen – bei einer Auslandsverschuldung der 
russischen Banken und Unternehmen in ähnlicher Größenordnung.  

Die Kernländer Europas und die USA müssen nicht nur ihre eigenen Probleme lö-
sen, massive Hilfe ist auch für ihre wirtschaftlichen Nachbarn angesagt, um nicht 
nur deren Wirtschaft, sondern auch deren Gesellschaften zu stabilisieren. Hier 
schließt sich der Kreis: Wenn das ökonomische und das gesellschaftliche System 
verschränkt sind, dann ist die ordnungspolitische Vorbildsfunktion ein Muss.  
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